Deutscher Bundestag Drucksache 13/3672 

13. Wahlperiode 

22.02.96 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Franziska Eichstädt-Bohlig, 
Helmut Wilhelm (Amberg) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/3599 — 


Veräußerung der Gesellschaftsanteile des Bundes an den 
Wohnungsbaugesellschaften Frankfurter Siedlungsgesellschaft mbH (FSG) 
und Gemeinnützige Deutsche Wohnungsbaugesellschaft (Deutschbau) 


1. Kann die Bundesregierung bestätigen, wonach die Vermögens- 
werte der Gesellschaften im wesenthchen bestehen aus: 

— FSG; 40000 Wohneinheiten (WE) und 148000 qm unbebaute 
Grundstücke, 

— Deutschbau: 9000 WE und 185000 qm unbebaute Grund- 
stücke? 

Wenn nein, wie groß ist das jeweiüge Vermögen der Gesellschaften 
an Wohnungen und an unbebauten Grundstücken? 


Am 31. Dezember 1995 standen im Eigentum der Deutschbau 
38 267 Wohnungen und rd. 400000 qm unbebaute Grundstücke, 
im Eigentum der FSG 9560 Wohnungen und rd. 167 000 qm 
unbebaute Grundstücke. 


2. Welche weiteren Vermögenswerte gehören den beiden Woh- 
nungsbaugeseUschaften jeweils? 


Weitere Vermögenswerte per 31. Dezember 1995; 

Deutschbau; 

— 10 Wohnheime mit 1 045 Bettplätzen/ Appartements sowie 

7 Dienstwohnungen, 
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— 2 Wohncontaineranlagen mit 90 Appartements, 

— 19 gesondert vermietete Mansarden, 

— 163 gewerbliche Einheiten, 

— 3 681 Garagen, 

— 147 Sammelgaragen mit 6 981 Einstellplätzen, 

— 2 753 Abstellplätze. 

FSG: 

— 75 gewerbliche und sonstige Einheiten, 

— 2 340 Garagen. 


3. Wie hoch sind die Durchschnittsmieten der Wohnungen? 

Durchschnittsmieten im Bestand (Nettokaltmieten): 

— der Deutschbau 

per 30. September 1995: rd. 7,10 DM/qm/monatlich, 

-- der FSG 

per 31. Dezember 1995: rd. 7,50 DM/qm/monatlich. 


4. Wie hoch sind die Anteile an 

— Sozialwohnungen des 1 . Förderweges, die noch der Sozialbin- 
dung unterhegen, 

— ehemaligen Sozialwohnungen, für die die Bindungen bereits 
ausgelaufen sind, 

— Wohnungen, die im 2. oder 3. Förderweg oder in vereinbarter 
Förderung subventioniert wurden, 

— freifinanzierten Wohnungen, 

— Altbauwohnungen? 

(Angaben bitte jeweils getrennt auf führen) 


Nur ein Teil des Wohnungsbestandes der beiden Gesellschaften 
ist mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus gefördert worden. 
Zum größten Teil erfolgte die Förderung mit Wohnungs- 
fürsorgemitteln des Bundes oder der Deutschen Post AG. Bei 
manchen Wohnungen sind sowohl Fördermittel des sozialen 
Wohnungsbaus wie Wohnungsfürsorgemittel eingesetzt worden, 
wurden Erbbaurechte begründet oder wurden Wohnungen 
durch Zuwendungen Dritter gegen Einräumung entsprechender 
Belegungsrechte (aber in Anlehnung an den sozialen Woh- 
nungsbau) gefördert. Die Zuordnung des Wohnungsbestandes 
zu den vorgegebenen Kategorien ist nur eingeschränkt möglich; 
z.T sind dieselben Wohnungen in mehreren Kategorien erfaßt. 

Dies vorausgeschickt, gliedern sich die Wohnungsbestände etwa 
wie folgt; wobei sich die Prozentsätze jeweils auf den Gesamt- 
bestand beziehen: 
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Deutschbau 

FSG 

a) Gebundene Soz.Wo. 

(vornehmlich 1.+ 2. Förderweg) 

9 075 (23,7 %) 

553 (5,7 %) 

b) Ehern. Soz.Wo. 

Bindungen ausgelassen 

227 (0,5 %) 

627 (6,6 %)') 

c) Vereinbarte Förderung 

1 071 (2,8 %) 


d) Freifinanzierte Wohnungen 

818 (2,0 %) 

768 (8,0%) 

e) Altbauwohnungen 

(bis 20. Juni 1948 errichtet) 

4 251 (11,0 %) 

keine 

f) Förderung nur mit 

Wo. Fürsorgemitteln 

rd. 22 800 
(rd. 60 %) 

rd. 7 500 
(rd. 79 %) 


1) Doppelnennungen mit d) möglich. 

2) In f) enthalten. 


5. Sind auf diese beiden Gesellschaften Wohnungen aus Beständen 
anderer öffentlicher WohnungsbaugeseUschaften übertragen wor- 
den? 

Wenn ja, wann und wie viele Wohneinheiten auf welche Gesell- 
schaft? 


Auf die Deutschbau sind folgende Wohnungsbestände anderer 
Wohnungsbaugesellschaften übertragen worden, die in der Auf- 
stellung des Gesamtbestandes in Frage 4 miterfaßt sind; 



WE 

Übernahmejahr 

1. Niedersächsische Treuhand- 
gesellschaft für Bergmanns- 
siedlungen GmbH, Hannover 

848 

1965/66 

2. GWS Gemeinnützige Wohnungs- 
gesellschaft Sozialwerk mbH, 

Köln 

477 

1978/79 

Nachrichtlich: 

— Übernahme von Posterb- 
baurechtswohnungen 

von der Deutschen Bundespost 

— Übernahme von Gesellschafts- 
anteilen 

1 436 

1978 bis 1980 

1. Wohnstättengesellschaft 
mbH, Berlin 

rd. 1 720 

1968 

2. Gemeinnützige Wohnungs- 
baugesellschaft mbH 

Deutscher Osten, Berhn 

rd. 220 

1954/56 


Auf die FSG wurden keine entsprechenden Wohnungsbestände 
übertragen. 
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6. Welche Förderungen sind den beiden Gesellschaften seit ihrer 

Gründung jeweils zugeflossen? 

a) In welchem Umfang erhielten sie Baukostenzuschüsse? 

b) Mit welcher Baudarlehenssumme sind die Gesellschaften nach 
Erkenntnissen der Bundesregierung aktuell beim Bund, bei 
Ländern und bei Kommunen verschuldet? 

c) In welchem Umfang erhalten sie Aufwendungszuschüsse für 
wie viele Wohnungen? 

d) In welcher Höhe erhalten sie Aufwendungsdarlehen für wie 
viele Wohnungen? 


Im Bereich der Wohnungsfürsorge und des sozialen Wohnungs- 
baus erfolgte die Förderung in der Vergangenheit überwiegend 
durch zinsgünstige Darlehen. In der Wohnungsfürsorge des 
Bundes ist seit 1989 diese Förderung verstärkt durch Zuschüsse 
im dritten Förderweg erfolgt. 



Deutschbau 

FSG 

a) Zuschüsse^) 

rd. 240 Mio. DM 

rd. 78 Mio. DM 

seit 1989 



b) Aktueller Darlehensbestand gegenüber 

per 30. 9. 1995; 

per 31. 12. 1995; 


rd. 440 Mio. DM 

rd. 134 Mio. DM 

— Deutsche Post AG 

rd. 330 Mio. DM 

- 

— Länder/Gemeinden 

rd. 236 Mio. DM 

rd. 41 Mio. DM 

c) Gezahlte Aufwendungszuschüsse 

im Geschäftsjahr 
1994/95: 

in 1995: 


rd. 10,4 Mio. DM 

rd. 130 000 DM 


für 3 051 WE^) 

für 368 WE 

d) Gezahlte Aufwendungsdarlehen 

im Geschäftsjahr 
1994/95; 

in 1995: 


rd. 1,3 Mio. DM 

rd. 41 000 DM 


für 642 WE^) 

für 86 WE 


1) Diese Zuschüsse werden bilanziell zeitanteüig entsprechend der Laufzeit der Wohnungsbesetzungsrechte aufgelöst. 

2) 578 WE sind sowohl nüt Aufwendungszuschüssen als auch mit Aufwendungsdarlehen gefördert und daher jeweils in den 
Wohnungszahlen c) und d) enthalten. 


7. Trifft es zu, daß der erwartete Verkaufserlös bei 4 Mrd. DM liegt? 

8. Trifft die Schätzung zu, daß der Wert dieses Verkaufserlöses im 
Durchschnitt 82 000 DM pro Wohnung ausmacht (bezogen auf 
beide Gesellschaften zusammen und ohne Berücksichtigung der 
imterschiedlich hohen Gesellschaftsanteile)? 

Wenn nein, welchen Verkaufserlös pro Wohneinheit erwartet die 
Bundesregierung bei den beiden Gesellschaften? 


Im Bundeshaushalt 1996 sind in Kapitel 60 02 Titel 133 01 Ein- 
nahmen aus der Veräußerung von Anteüsrechten des Bundes 
und aus der Liquidation von Bundesuntemehmen in Höhe von 
9 Mrd. DM eingestellt; veranschlagt sind die Erlöse aus der Pri- 
vatisierung insbesondere der Deutschen Lufthansa, der Frank- 
furter Siedlungsgesellschaft, der Gemeinnützigen Deutschen 
Wohnungsbaugesellschaft mbH, der Deutschen Postbank AG, 
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der Neckar AG und der Autobahn Tank & Rast AG. Welche Erlöse 
konkret für Deutschbau und FSG erzielt werden, steht erst nach 
Abschluß entsprechender Verkaufsverhandlungen fest. 

Der Verkaufserlös für Deutschbau und FSG wird sich an dem 
Wert der Anteile des Bundes an den Unternehmen, nicht an 
einem Durchschnitts -Verkaufserlös pro Wohneinheit, orientieren; 
dies vor allem auch deshalb, weil die generelle Veräußerung der 
Wohnungsbestände vertraglich für einen Zeitraum von minde- 
stens zehn Jahren ausgeschlossen werden wird. 


9. Welche Form der Refinanzierung dieses Kapitals durch die künfti- 
gen Gesellschafter erwartet die Bundesregierung 

a) durch Mieterhöhungen, 

b) durch den Verkauf von Teilbeständen der Wohnungen, 

c) durch Eigentumsumwandlung und Veräußerung von Eigen- 
tumswohnungen? 


Die Finanzierung des Kaufpreises hat der Käufer sicherzustellen; 
angesichts des derzeitig niedrigen Zinsniveaus sind die Voraus- 
setzungen dafür günstig. Eventuell von einem Käufer vorge- 
sehene Mieterhöhungen können nur im Rahmen der gesetz- 
lichen und der im Kaufvertrag festgelegten Möglichkeiten 
vorgenommen werden; der generelle Verkauf der Wohnungs- 
bestände wird für einen Zeitraum von mindestens zehn Jahren 
vertraglich ausgeschlossen sein. 


10. Wer sind potentielle Käufer der Geschäftsanteile? 


Der Bundesregierung liegen bereits eine Reihe von Interessen- 
bekundungen potentieller Käufer vor; deren Ernsthaftigkeit und 
Seriosität wird in dem jetzt beginnenden Transaktionsprozeß 
durch die beauftragte Investmentbank im Zusammenwirken mit 
der Bundesregierung und den übrigen verkaufsbereiten Ge- 
sellschaftern der beiden Unternehmen zu klären sein. 


1 1 . Wie können und sollen Belegrechte vertraglich gesichert werden? 

12. Ist davon auszugehen, daß keine Mietbindungen vertraglich ge- 
sichert werden sollen? 

Wenn nein, in welcher Weise und für wie viele Wohnungen sollen 
Mietbindungen aufrechterhalten werden (jeweils getrennt für die 
FSG und für die Deutschbau)? 


In bezug auf Maßnahmen zur Sicherung von Belegungsrechten 
muß zwischen den mit öffentlichen Mitteln und mit Wohnungs- 
fürsorgemitteln geförderten Wohnungen unterschieden werden: 

Im öffenthch geförderten sozialen Wohnungsbau besteht eine 
gesetzliche Mietpreis- und Belegungsbindung während der 
Laufzeit der Darlehen (Förderzeitraum). Eine vorzeitige Rück- 
zahlung der Fördermittel löst während des Förderzeitraumes eine 
gesetzliche zehnjährige „Nachwirkungsfrist" aus, während der 
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die Bindungen fortbestehen. Hier dürften sich zusätzliche ver- 
tragliche Maßnahmen erübrigen. 

Im Wohnungsfürsorgebereich besteht die gesetzliche Nachwir- 
kungsfrist nicht; hier würden Rückzahlungen der Darlehen zu 
einem Bindungsende mit Ablauf des Jahres der Rückzahlung 
führen. Daher ist in den Förderverträgen eine sog. Mindestlauf- 
zeit (meist 30 Jahre) vereinbart worden, in der eine Rückzahlung 
und damit die Beendigung von Preis- und Belegungsbindungen 
ausgeschlossen sind; diese vertraglichen Bindungen sind auch 
einem Rechtsnachfolger aufzuerlegen. Beispielsweise laufen für 
die seit 1989 vom Bund mit Zuschüssen geförderten Wohnungen 
Mindestbesetzungsrechte frühestens ab dem Jahre 2020 aus. 
Unabhängig davon soll bei dem Verkauf der Unternehmen ge- 
nerell zur Auflage gemacht werden, daß vertraglich zulässige 
vorzeitige Rückzahlungen ein Belegungsrecht des Bundes von 
nochmals zehn Jahren auslösen und die Vermieter fünf Jahre wie 
im sozialen Wohnungsbau an die Kostenmiete gebunden sind. 

Ein Eigentümerwechsel läßt im übrigen bestehende Mietverträge 
und damit beispielsweise laufzeitbedingte Kündigungsfristen 
unberührt (§ 571 BGB). 

13. Inwieweit soU Eigentumsumwandlung im Rahmen des Verkaufes 
erlaubt oder ausgeschlossen werden? 

14. Wie hoch wird der Wert der Wohnungsbestände eingeschätzt, 
wenn man sie alle als potentielle Eigentumswohnungen einstuft 
(jeweils getrennt für FSG und Deutschbau)? 


Der generelle Verkauf der Wohnungsbestände wird, wie bereits 
erwähnt, langfristig ausgeschlossen sein, da die Bundesregie- 
rung anläßhch der Verabschiedung des Berichts zur Verringe- 
rung von Beteiligungen des Bundes (Fortschreibung 1995) am 
28. November 1995 beschlossen hat, daß die Unternehmen unter 
langjähriger Absicherung der Belegungsrechte weitergeführt 
werden. Eine Schätzung über den Wert der Wohnungsbestände 
im Falle einer Veräußerung als Eigentumswohnungen erübrigt 
sich deshalb derzeit. 


15. Gilt die Zusage des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, Dr. Klaus Töpfer, in der Bundestagsdebatte vom 
27. Oktober 1995, daß der Verkauf der Anteile per Vertrag an 
gemeinnützige Prinzipien gebunden werden soU, und wie wird 
dies sichergestellt? 


Bundesminister Dr. Klaus Töpfer hat am 27. Oktober 1995 im 
Deutschen Bundestag erklärt, daß vom Grundsatz her ein Käufer 
die Unternehmensanteile nicht unter dem Gesichtspunkt der 
Verwertung des Wohnungsbestandes erwerben könne und dies 
vertraglich fixiert werde. Dies gilt unverändert. 
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